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Drucksache 1635 


Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 

— Drucksache 1327 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Beyer (Frankfurt) 


i. 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des ! 
Mineralölsteuergesetzes — Drucksache 1327 — 

wurde von der Bundesregierung am 31. Oktober s 
1959 dem Bundestag zugestellt, der ihn in seiner i 
86. Plenarsitzung am 4. November 1959 nach erster j 
Lesung an den Finanzausschuß zur federführenden 
Beratung und an den Wirtschaftsausschuß und den 
Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwies. 

Nach einer ersten Generaldebatte hörten der 
Finanzausschuß und der Wirtschaftsausschuß in 
einer gemeinsamen Sitzung die Herren General- 
direktor Dr. h. c. Burckhardt, Vorsitzender des j 
Unternehmens verbandes Ruhrbergbau, und General- 
direktor Geyer, als Vertreter der Mineralölwirt- 
schaft, als Sachverständige. 

Bei seinen abschließenden Beratungen berück- 
sichtigte der Finanzausschuß die Stellungnahme des , 
Wirtschaftsausschusses, der am 13. Januar 1960 dem 
Gesetzentwurf in der Fassung der Regierungsvor- ; 
läge mit der Maßgabe zugestimmt hatte, daß für 
die Dauer des Gesetzes den revierfernen Gebieten 
aus dem Aufkommen aus der Heizölsteuer ein Aus- j 
gleich für die Kohlefrachten gewährt werde; ge- ; 
dacht war an die Rückvergütung der Kohlefracht- 
erhöhung vom 1. Februar 1958 über die mittlere 
Frachtbasis von 154 km hinaus. 

Unabhängig davon sollte nach Ansicht des Wirt- 
schaftsausschusses die Bundesregierung in einer 
Entschließung ersucht werden zu prüfen, 

a) ob und inwieweit im Zusammenhang mit der 
Durchführung des Gesetzes zur Änderung der 
Gewerbeordnung und Ergänzung des Bürger- : 
liehen Gesetzbuches Maßnahmen zur Entschwefe- ! 
lung von Brennstoffen technisch und Wirtschaft- j 


lieh durchführbar sind, und weiter, welche Vor- 
kehrungen in diesem Bereich der Wirtschaft 
vorgenommen werden müssen, um eine Ver- 
seuchung des Grundwassers zu vermeiden, 

b) ob und inwieweit für die lohnintensiven Be- 
triebe, insbesondere des Kohlenbergbaus, eine 
Erleichterung für deren außergewöhnliche Be- 
lastung mit sozialen Abgaben möglich ist. 

Ein Antrag, den Gesetzentwurf ersatzlos abzu- 
lehnen, war im Wirtschaftsausschuß mit Mehrheit 
gegen 3 Stimmen bei 4 Enthaltungen abgelehnt 
worden; der Antrag, das leichte Heizöl von der Be- 
steuerung auszunehmen, wurde im Wirtschafts- 
ausschuß mit 13:9 Stimmen bei einer Enthaltung 
abgelehnt. 

Die Stellungnahme des ebenfalls an der Beratung 
mitbeteiligten Haushaltsausschusses lag noch nicht 
vor, als dieser Bericht in Druck gegeben wurde. 

II. 

In den Beratungen des Finanzausschusses beton- 
ten die Befürworter der Einführung einer Heizöl- 
steuer, daß diese aus volkswirtschaftlichen Grün- 
den, und zwar zur Unterstützung der Selbsthilfe- 
maßnahmen des Bergbaues bei der Überwindung 
der Strukturkrise im Kohlebergbau, unbedingt not- 
wendig sei; nur durch die Wiedereinführung der 
Heizölsteuer könne das übermäßige Vordringen des 
Heizöls zu Lasten der Kohle gedämpft und der Um- 
stellungsprozeß in seinen wirtschaftlichen Folgen 
normalisiert werden. 

Gegen die Einführung der Heizölsteuer wurde 
insbesondere eingewendet, daß sie zu einer Ver- 
teuerung der Energiekosten führen werde, die ge- 
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rade in der derzeitigen konjunkturellen Lage nicht 
zu rechtfertigen sei. Hinzu komme, daß sich seit 
Einbringen der Regierungsvorlage die Absatzmög- 
lichkeiten der Steinkohle wesentlich gebessert hät- 
ten und somit zusätzliche staatliche Maßnahmen 
nicht mehr notwendig erschienen. 

Weiter wurde darauf aufmerksam gemacht, daß 
die Heizölsteuer gerade die revierfernen Gebiete 
treffen müsse, die aber auch in „normalen Zeiten' 1 
nicht Abnehmer der Ruhrkohle und in ihrer Kohle- 
versorgung schon immer auf Importe angewiesen 
gewesen seien. 

Besonders umstritten war die Frage, inwieweit 
das leichte Heizöl in Konkurrenz zur Kohle stehe. 
Wie die Regierungsvertreter mitteilten, entfallen 
ca. 50 v. H. des Verbrauchs an leichtem Heizöl auf 
reine Hausbrandzwecke, ca. 25 v. H. dienen zur Be- 
heizung von gewerblichen Gebäuden, und die rest- 
lichen 25 v. H. entfallen insbesondere auf die Be- 
heizung von Verwaltungsgebäuden. Man könne 
wohl davon ausgehen, daß die Einführung der 
Mineralölsteuer auf leichtes Heizöl keinen Ein- 
fluß auf Verbraucher, die sich bereits von Kohle 
auf Heizöl umgestellt hätten, und auch kaum 
Einfluß auf die Umstellung des Hausbrands von der 
Kohle auf das Heizöl haben werde, da weniger 
Kostengesichtspunkte als die Vorteile der Arbeits- 
ersparnis, der Bequemlichkeit usw., die das leichte 
Heizöl biete, ausschlaggebend seien. Hingegen 
könne angenommen werden, daß die Heizölbesteue- 
rung den Umstellungsprozeß bei der gewerblichen 
Beheizung durchaus verlangsamen könne, da auf 
diesem Gebiet die Kosten in die betriebliche Kalku- 
lation eingingen. 

Unbeantwortet bleiben mußte jedoch die Frage, 
ob die Einführung der Heizölsteuer zu einer Ver- 
teuerung des Heizöls für den Endverbraucher füh- 
ren werde oder ob — und wenn ja, in welchem Aus- 
maß — die Mineralölwirtschaft die Steuer auffan- 
gen würde. 

Nach den letzten Schätzungen, die das Bundes- 
ministerium für Wirtschaft dem Finanzausschuß 
vorlegte und bei der davon ausgegangen wurde, 
daß die Mineralölsteuer für schweres und mittleres 
Heizöl 30 DM je t und für leichtes Heizöl 15 DM 
je t betragen würde, wäre damit zu rechnen, daß 
bei einer weiteren Verbrauchszunahme von jeweils 
2,6 Mio t pro Jahr die Heizölsteuern für drei 
Jahre 1087 Mio DM erbringen würde? auf- 
bauend auf einer Verbrauchsschätzung der Mineral- 
ölindustrie wäre ein Gesamtaufkommen von 910 
Mio DM in drei Jahren zu erwarten. 

Die Regierungsvertreter legten dem Ausschuß 
weiter eine Übersicht vor über die in Betracht kom- 
menden Verwendungszwecke für das Aufkommen 
aus der Mineralölsteuer auf Heizöle, das nach dem 
Vorschlag der Bundesregierung für „Maßnahmen 
zur Anpassung des Steinkohlenbergbaues und der 
Wirtschaftsstruktur der Steinkohlengebiete an die 
veränderte Lage auf dem Energiemarkt, insbeson- 
dere zur Vermeidung sozialer Härten" zweck- 
gebunden werden sollte. Danach sollen aus dem 
Steueraufkommen bestritten werden: 
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1. Aufwendungen nach vorlie- 
genden konkreten Regelungen 

a) Härteausgleich für Feier- 
schichten rd. 75 Mio DM 

b) Anpassungsbeihilfen bei 
Stillegung und Teilstill- 
legung nach § 23 UA MUV 

und Artikel 56a (neu) MUV rd. 90 Mio DM 

c) Zahlungen an wegen plan- 

mäßiger Rationalisierung 
ausscheidende Arbeitneh- 
mer rd. 60 Mio DM 

d) Anteil des Bundes in Höhe 

von 30 v. H. an von den 
Unternähmen zu zahlenden 
Übergangsbeihilfen . . . rd. 25 Mio DM 

e) Ei n gl i e d er ungisbei hälfen 

(für schwer zu vermit- 
telnde Arbeitnehmer) . . rd. 10 Mio DM 

f) Darlehen zur Schaffung 

von Daue rarbeitspl ätzen 

(für schwer zu vermit- 
telnde Arbeitnehmer) . . rd. 40 Mio DM 

2. Weitere Anforderungen, 
über die im Bundestag noch 
nicht entschieden ist 

a) Frachthilfe für Kohlen- 
transporte rd. 390 Mio DM 

b) Deckung des Defizits der 

knappschaftlichen Renten- 
versicherung rd. 500 Mio DM 

c) Ansiedlung von Ersatz- 

industrien rd. 30 Mio DM (?) 

d) Anpassungsmaßnahmen im 

Bergarbeiter Wohnungsbau rd. 100 Mio DM (?) 

Gesamtsumme aller Anfor- 
derungen rd. 1 320 Mio DM 

Die Frage der Zweckbindung der zu erwartenden 
Steuermehreinnahmen wurde im Ausschuß mit 

Mehrheit in demselben Sinne wie im Straßenbau- 
finanzierungsgesetz entschieden; anstelle der klas- 
sischen Zweckbindung soll die Widmung der Mit- 
tel für einen bestimmten Zweck treten. Unbestritten 
waren hierbei die in der Aufstellung unter Nr. 1 
aufgeführten sozialen Zwecke, für die nach Angabe 
der Regierungsvertreter 300 Mio DM benötigt wer- 
den. Auch gegen die ins Auge gefaßte Frachthilfe 
für Kohletransporte, die rd. 390 Mio DM kosten 
würde, wurden keine Bedenken erhoben; jedoch 
hielten Ausschußmitglieder es nicht für vertretbar, 
das durch die Rationalisierungsmaßnahmen im 
Kohlebergbau vermutlich zusätzlich entstehende 
Defizit der Knappschaftsrentenversicherung aus dem 
Heizölsteueraufkommen zu decken, da der Bund ge- 
setzlich zur Deckung des Defizits der Knappschafts- 
rentenversicherung verpflichtet sei. Auch die Ver- 
wendungszwecke If Ansiedlung von Ers atzindu- 
strien" und „Anpassungsmaßnahmen im Berga rbei- 
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terwohnungsbau" fanden nicht volle Billigung im 
Ausschuß, da die Meinung vertreten wurde, Folgen 
der Änderung der Wirtschaftsstruktur der Stein- 
kohlegebiete seien, ebenso wie Strukturverände- 
rungsmaßnahmen bei der Landwirtschaft, aus dem 
ordentlichen Haushalt zu finanzieren. 

Die Grundsatzfrage, ob überhaupt eine Mineral- 
ölsteuer auf Heizöl eingeführt werden solle, wurde 
mit Mehrheit gegen 11 Stimmen bejaht. 

III. 

Im Einzelnen schlägt der Finanzausschuß folgende 
Änderungen des Regierungsentwurfs vor: 

Artikel 1 

a) Da im Rahmen der Beratungen zum Straßenbau- 
finanzierungsgesetz eine Systemänderung des 
§ 8 des Mineralölsteuergesetzes vorgesehen ist, 
muß die Formulierung in Artikel 1 dem neuen 
Wortlaut des § 8 Abs. 2 angepaßt werden. 

b) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes 
hat sich verzögert; der Ausschuß schlägt vor, die 
Heizölsteuer für die Zeit vom 1. April 1960 bis 
31. März 1963 zu erheben. 

c) Steuersätze: ; 

1. Für schweres und mittleres Heizöl soll es 
bei dem in der Regierungsvorlage enthalte- 
nen Steuersatz von 30 DM pro t verbleiben, i 

2. Nachdem im Ausschuß der Antrag, leichte 
Heizöle von der Steuer freizustellen, abge- 
lehnt worden ist, hat der Ausschuß mit Mehr- ! 
heit den Antrag, die Mineralölsteuer für 
leichtes Heizöl auf 10 DM pro t festzusetzen, 
angenommen. 

3. Ein Antrag, Gewerbebetrieben in regionalen 
Fördergebieten die Mineralölsteuer auf Heiz- 
öl zurückzuerstatten, wenn diese Steuer wirt- 
schaftlich nicht tragbar sei, ist mit Mehrheit 
abgelehnt worden, ebenso wurden der An- 
trag, den Heizölbedarf der Salinen von der 
Besteuerung auszunehmen, sowie der Antrag, 
schwere Steinkohleteeröle in die Mineral- 
ölbesteuerung einzubeziehen und sie den 
Heizölen gleichzustellen, abgelehnt. 

Artikel 2 

ist, in den Beschlüssen zu Artikel 1 folgend, neu zu 
fassen. 

Artikel 3 

Obwohl im Ausschuß Bedenken gegen die Er- 
mächtigung der Bundesregierung laut wurden, die 
Heizölsteuersätze aus gesamtwirtschaftlichen Grün- 
den durch Rechtsverordnung verändern zu können, 
empfiehlt der Ausschuß, das von der Bundesregie- 
rung vorgeschlagene Verfahren zu billigen, da das i 
Instrument der Rechtsverordnung eine schnellere 
Reaktion auf volkswirtschaftliche Veränderungen 
zulasse als eine Gesetzesvorlage, die Rechte des 


Bundestages aber hinlänglich gewahrt seien, indem 
die Rechtsverordnung nur mit Zustimmung des 
Bundestages nach Anhörung des Bundesrates in 
Kraft treten könne. 

Artikel 4 

1 . Die Zweckbindung des Aufkommens aus der 
Heizölsteuer soll in Anpassung an die entspre- 
chenden Bestimmungen im Straßenbaufinanzie- 
rungsgesetz in eine Widmung der Mittel für 
Maßnahmen zur Anpassung des Steinkohlen- 
bergbaues an die veränderte Lage auf dem Ener- 
giemarkt, insbesondere zur Vermeidung sozialer 
Härten umgewandelt werden. Die noch in der 
Regierungsvorlage enthaltene Zweckbestimmung 
„Maßnahmen zur Anpassung der Wirtschafts- 
struktur der Steinkohlengebiete" sollte nach 
übereinstimmender Meinung des Ausschusses 
wegfallen. 

2. Zuvor war ein Antrag, in Artikel 4 die aus dem 
Heizölsteueraufkommen nach Ansicht der Bun- 
desregierung zu finanzierenden Aufwendungen 
im einzelnen aufzuführen, abgelehnt worden. 

3. Ein Zusatzantrag, wonach die Heizölsteuer nur 
insoweit erhoben werden sollte, als sie auf 
Grund jährlicher Prüfung zur Deckung des 
Finanzbedarfs für die vorgesehenen Härtemaß- 
nahmen notwendig sei, ist mit Mehrheit abge- 
lehnt worden. 

Artikel 6 

Infolge der Verzögerung der Beratungen soll das 
Heizölsteuergesetz am 1. April 1960 in Kraft treten. 

IV. 

Im übrigen empfiehlt der Finanzausschuß dem 
Hohen Hause, die unter Nr. 2 des Ausschußantrages 
vorgelegte Entschließung anzunehmen. Sie befaßt 
sich unter I. mit der Verwendung der aus der Be- 
steuerung der Heizöle aufkommenden Mineralöl- 
steuerbeträge; sie sollen primär sozialpolitischen 
Maßnahmen und der Gewährung einer Frachthilfe 
für Kohlentransporte zugute kommen. 

Unter II. wird die Bundesregierung ersucht, jedes 
Jahr über die Höhe des Heizölsteueraufkommens 
und die im einzelnen erforderlich werdenden Auf- 
wendungen zu berichten, wobei die durch die An- 
passungsmaßnahmen veranlaßten zusätzlichen Lei- 
stungen des Bundes an die Knappschaftliche Renten- 
versicherung einbezogen werden sollen. 

Unter III. wird der Bundesregierung nahegelegt, 
Maßnahmen zur Reinhaltung der Luft und zur Ver- 
meidung einer Verseuchung des Grundwassers in- 
folge einsickernden Mineralöls zu erwägen. 

V. 

Namens des Finanzausschusses habe ich das Hohe 
Haus zu bitten, dem Gesetzentwurf in der vom 
Finanzausschuß vorgeschlagenen Fassung sowie der 
damit verbundenen Entschließung zuzustimmen. 


Bonn, den 4. März 1960 


Frau Beyer (Frankfurt) 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1327 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen, 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen: 

Der Deutsche Bundestag wolle beschließen: 

I. Das Aufkommen aus der Besteuerung der Heiz- 
öle soll zur Anpassung des Steinkohlenberg- 
baues an die veränderte Lage auf dem Energie- 
markt verwandt werden, und zwar nach fol- 
gender Maßgabe und Reihenfolge: 

1. für soziale Aufwendungen nach den Richt- 
linien des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung 

vom 19. Oktober 1959 (Bundesanzeiger Nr. 
202 vom 21. Oktober 1959 S. 2) 

vom 19. Oktober 1959 (Bundesanzeiger Nr. 
207 vom 28. Oktober 1959 S. 2) 

vom 10. Dezember 1959 (Bundesanzeiger Nr. 

240 vom 15. Dezember 1959 S. 4) 

vom 11. Dezember 1959 (Bundesanzeiger Nr. 

241 vom 16. Dezember 1959 S. 1, 2), 

2. für Aufwendungen zur Gewährung einer 

Frachthilfe für Kohlentransporte mit dem Ziel, 
insoweit die Tariferhöhung der Eisenbahnen j 
vom 1. Februar 1958 und die entsprechende ! 
Regelung der Binnenschiffahrt für die Kohlever- | 
braucher rückgängig zu machen. j 


II. Die Bundesregierung wird ersucht, 

dem Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages jeweils bis zum Beginn des neuen Haus- 
haltsjahres über die Höhe des Aufkommens aus 
der Heizölsteuer und die im einzelnen erforder- 
lich werdenden Aufwendungen sowie .über die 
durch die Anpassung des Steinkohlenbergbaues 
an die veränderte Lage auf dem Energiemarkt 
veranlaßten zusätzlichen Leistungen des Bundes 
für die Knappschaftlichen Rentenversicherungen 
(vgl. § 128 des Reichsknappschaftsgesetzes in 
der Fassung vom 21. Mai 1957 — BGBl. I S. 533) 
zu berichten. 

III. Die Bundesregierung wird unabhängig davon 
gebeten zu prüfen, 

1. ob und inwieweit im Zusammenhang mit der 
Durchführung des Gesetzes zur Änderung 
der Gewerbeordnung und Ergänzung des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs vom 22. Dezember 
1959 (BGBl. I. S. 781) im privaten und ge- 
werblichen Bereich Maßnahmen zur Reinhal- 
tung der Luft, insbesondere durch eine 
etwaige Entschwefelung von Brennstoffen, 
technisch und wirtschaftlich durchführbar 
sind, 

2. ob und welche Vorkehrungen getroffen wer- 
den können, um eine Verseuchung des 
Grundwassers durch einsickerndes Mineral- 
öl zu vermeiden. 


Bonn, den 18. Februar 1960 


Der Finanzausschuß 


Neuburger 

Vorsitzender 


Frau Beyer (Frankfurt) 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 

- — Drucksache 1327 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Mineralölsteuergesetzes 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Mineralölsteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

§ 8 des Mineralölsteuergesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 5. Dezember 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1833) und der Verordnung zur An- 
passung von Verbrauchsteuergesetzen und von 
Durchführungsverordnungen zu Verbrauchsteuer- 
gesetzen an den Zolltarif 1958 vom 2. Januar 1958 
(Bundesgesetzbl, I S. 3) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. In Absatz 1 werden die Nummern 4 und 5 ge- 
strichen. 

2. Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Mineralöl darf in den folgenden Fällen 
steuerbegünstigt unter Steueraufsicht verwen- 
det werden: 


Nr. \ Art des Mineralöls 


Verwendungs- 

zweck 


Steuersatz 
für 100 kg 
Eigengewicht 


1 alle Mineralöle als Probe zu Vn- 

tersuchungszwek- 
ken frei 


2 alle Mineralöle chemische Um- 

wandlung in an- 
dere Stoffe als 
Mineralöle frei 


3 Schweröle und Rei- unmittelbares 
nigungsextrakte mit Verheizen 
einem Flammpunkt 
im geschlossenen 
Tiegel über 55° C, 
bei deren Destilla- 
tion nach DIN 51752 
bis 250° C weniger 
als 40 Raumhundert- 
teile übergehen 


bis 31. Dezember 
1962 3, — DM 


ab 1. Januar 1963 
frei 


4 die in Nr. 3 genann- Antrieb von Gas- 
ten Schweröle und turbinen in orts- 
Reinigung sextrakte festen Anlagen 
zur Stromerzeu- 
gung 


1. Oktober 1959 
bis 31. Dezember 
1962 3 , — DM 

ab 1. Januar 1963 
frei“ 


Artikel 2 


Die Steuerschuld für Schweröle und Reinigungs- 
extrakte , die sich beim Inkrafttreten dieses Geset- 
zes in einem Zollsicherungsverkehr zur Abgabe an 


Artikel 1 

§ 8 Abs. 2 des Mineralölsteuergesetzes in der 
Fassung des Artikels 4 des Straßenbaufinanzie- 
rungsgesetzes vom (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .) erhält die folgende Fassung: 


ii (2) Heizöle und Flüssiggase dürfen unter Steuer- 
aufsicht steuerbegünstigt zum Antrieb von Gas- 
turbinen in ortsfesten Anlagen zur Stromerzeugung 
und zum unmittelbaren Verheizen, Flüssiggase 
auch zur Gewinnung von Licht verwendet werden, 
und zwar Flüssiggase unversteuert, Heizöle bis 
zum 31. März 1963 

a) Gasöle zum Steuersatz von 1 DM, 

b) andere Schweröle und Reinigungsextrakte 

zum Steuersatz von 3 DM 

für 100 kg, ab 1. April 1963 unversteuert. Heizöle 
im Sinne dieser Bestimmung sind die Schweröle 
und Reinigungsextrakte mit einem Flammpunkt im 
geschlossenen Tiegel über 55° C, bei deren Destil- 
lation nach DIN 51752 bis 250° C weniger als 
40 Raumhundertteile übergehen." 


Artikel 2 

Die Steuerschuld für Heizöle, die sich beim In- 
krafttreten dieses Gesetzes in einem Zollsicher ungs- 
verkehr zur Abgabe an andere Zollsicherungsver- 
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Entwurf 

andere Zollsicherungsverkehre zum unmittelbaren 
Verheizen befinden, wird beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes in Höhe von 3 DM für 100 kg unbedingt. 


Artikel 3 

Die Bundesregierung kann, nachdem dem Bundes- 
rat Gelegenheit zur Stellungnahme binnen 2 Wo- 
chen gegeben worden ist, mit Zustimmung des 
Bundestages durch Rechtsverordnung mit Wirkung 
bis spätestens 31. Dezember 1962 die Steuersätze 
in § 8 Abs. 2 Nr. 3 und 4 des Mineralölsteuergeset- 
zes senken, wenn dies aus gesamtwirtschaftlichen 
Gründen notwendig ist, oder sie bis auf das An- 
derthalbfache- erhöhen, wenn dies aus gesamtwirt- 
schaftlichen Gründen und zur Anpassung des Stein- 
kohlenbergbaues an eine wesentliche Veränderung 
des Energiemarktes erforderlich ist. 

Artikel 4 

Das Aufkommen aus der Besteuerung der Schwer- 
öle und Reinigungsextrakte nach § 8 Abs. 2 Nr. 3 
und 4 des Mineralölsteuergesetzes dient zur Dek- 
kung von Ausgaben des Bundeshaushalts für Maß- 
nahmen zur Anpassung des Steinkohlenbergbaues 
und der Wirtschaftsstruktur der Steinkohlengebiete 
an die veränderte Lage auf dem Energiemarkt, ins- 
besondere zur Vermeidung sozialer Härten. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am achten Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

kehre zum unmittelbaren Verheizen befinden, wird 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes unbedingt 

a) für Gasöle in Höhe von 1 DM, 

b) für andere Schweröle und Reinigungsextrakte 

in Höhe von 3 DM 

für 100 kg. 

Artikel 3 

Die Bundesregierung kann, nachdem dem Bundes- 
rat Gelegenheit zur Stellungnahme binnen zwei 
Wochen gegeben worden ist, mit Zustimmung des 
Bundestages durch Rechtsverordnung mit Wirkung 
bis spätestens 31. März 1963 die Steuersätze für 
Heizöle nach § 8 Abs. 2 des Mineralölsteuergeset- 
zes senken, wenn dies aus gesamtwirtschaftlichen 
Gründen notwendig ist, oder sie bis auf das An- 
derthalbfache erhöhen, wenn dies aus gesamtwirt- 
schaftlichen Gründen und zur Anpassung des Stein- 
kohlenbergbaues an eine wesentliche Veränderung 
des Energiemarktes erforderlich ist. 

Artikel 4 

Das Aufkommen aus der Besteuerung der Heiz- 
öle nach § 8 Abs. 2 des Mineralölsteuergesetzes 
dient nach näherer Bestimmung des Bundeshaus- 
haltsplans für Maßnahmen zur Anpassung des 
Steinkohlenbergbaues an die veränderte Lage auf 
dem Energiermarkt, insbesondere zur Vermeidung 
sozialer Härten. 


Artikel 5 
unverändert 


Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1960 in Kraft. 
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